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Bekanntmachungen des Landratsamtes 

 
207 Bekanntmachung über die Aufforderung zur Einrei-

chung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Kreistags 
und Landrats im Landkreis Eichstätt am Sonntag, 15. 
März 2020 

1. Durchzuführende Wahl 

 Am Sonntag, dem 15. März 2020 findet die Wahl  

 von 60 Kreisräten 

 des Landrats 

 statt.  

 

2. Wahlvorschlagsträger 

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und von Wählergruppen 
(Wahlvorschlagsträgern) eingereicht werden. Der Begriff der politi-
schen Partei richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Parteien 
(Parteiengesetz). Wählergruppen sind alle sonstigen Vereinigungen 
oder Gruppen natürlicher Personen, deren Ziel es ist, sich an Land-
kreiswahlen zu beteiligen. 

Parteien und Wählergruppen, die verboten sind, können keine 
Wahlvorschläge einreichen. 

 

3. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

3.1 

Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen aufgefordert. Die Wahlvorschläge können ab Erlass dieser 
Bekanntmachung, jedoch spätestens am Donnerstag, dem 23. Januar 
2020, 18.00 Uhr der Wahlleiterin/dem Wahlleiter zugesandt oder 
während der allgemeinen Dienststunden im Landratsamt Eichstätt, 
Residenzplatz 1, 85072 Eichstätt, Zi.-Nr. 116 übergeben werden. 

Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen Wahlvorschlag einrei-
chen. 

 

3.2 

Werden mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht, findet die 
Wahl 

- des Kreistags nach den Grundsätzen der Verhältniswahl, 

- des Landrats nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 

 

mit Bindung an die sich bewerbenden Personen statt. 

 

3.3 

Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, findet 
die Wahl 

 

- des Kreistags nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl, 

- des Landrats nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 

 

ohne Bindung an sich bewerbende Personen statt. 

 

Wählbarkeit zum Kreisrat 

4.1 

Für das Amt eines Kreisrats ist jede Person wählbar, die am Wahl-
tag 

- Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes o-
der Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union ist; 

- das 18. Lebensjahr vollendet hat; 

- seit mindestens drei Monaten im Landkreis eine Wohnung 
hat, die nicht ihre Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine 
Wohnung zu haben sich im Landkreis gewöhnlich aufhält. 
Wer die Wählbarkeit infolge Wegzugs verloren hat, jedoch 
innerhalb eines Jahres seit dem Wegzug in den Landkreis zu-
rückkehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar. 

 

4.2 

Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach Art. 
21 Abs. 2 des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) 
nicht wählbar ist. 

 

Wählbarkeit zum Landrat 

5.1 

Für das Amt des Landrats ist jede Person wählbar, die am Wahl-
tag: 

- Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist; 

- das 18. Lebensjahr vollendet hat; 

 

5.2 

Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach Art. 
39 Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar ist. Zum Landrat kann außerdem 
nicht gewählt werden, wer am Tag des Beginns der Amtszeit das 67. 
Lebensjahr vollendet hat. 

 

Aufstellungsversammlung 

6.1 

A M T S B L A T T  
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Alle sich bewerbenden Personen werden von einer Partei oder ei-
ner Wählergruppe in einer Versammlung aufgestellt, die zu diesem 
Zweck für den gesamten Wahlkreis einzuberufen ist. 

Diese Aufstellungsversammlung ist 

- eine Versammlung der Anhänger einer Partei oder Wähler-
gruppe, 

- eine besondere Versammlung von Delegierten, die von Mit-
gliedern einer Partei oder Wählergruppe für die bevorstehen-
de Aufstellung sich bewerbender Personen gewählt wurden 
oder 

- eine allgemeine Delegiertenversammlung, die nach der Sat-
zung einer Partei oder einer Wählergruppe allgemein für be-
vorstehende Wahlen bestellt wurde. 

 

Die Mehrheit der Mitglieder einer allgemeinen Delegiertenver-
sammlung darf nicht früher als zwei Jahre vor dem Monat, in dem der 
Wahltag liegt, von den Mitgliedern einer Partei oder einer Wähler-
gruppe gewählt worden sein, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegier-
ten im Wahlkreis wahlberechtigt waren. 

Die Teilnehmer der Aufstellungsversammlung müssen im Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im Wahlkreis wahlberechtigt sein. Die 
Aufstellungsversammlung darf nicht früher als 15 Monate vor dem 
Monat stattfinden, in dem der Wahltag liegt. 

Die sich bewerbenden Personen werden in geheimer Abstimmung 
gewählt. Jede an der Aufstellungsversammlung teilnahmeberechtigte 
und anwesende Person ist hierbei vorschlagsberechtigt. Den sich für 
die Aufstellung bewerbenden Personen ist Gelegenheit zu geben, sich 
und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. 

 

6.2 

Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens einer sich bewer-
benden Person in den Wahlvorschlag nachrücken, sind in gleicher 
Weise wie sich bewerbende Personen aufzustellen. 

 

6.3 

Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemeinsame Wahlvor-
schläge einreichen. Gemeinsame Wahlvorschläge sind in einer ge-
meinsamen Versammlung aufzustellen (bei der Wahl des Landrats 
siehe auch Nr. 6.5). Die Einzelheiten vereinbaren die Wahlvorschlags-
träger. 

 

6.4 

Bei Kreistagswahlen kann die Versammlung beschließen, dass 
sich bewerbende Personen zweimal oder dreimal auf dem Stimmzettel 
aufgeführt werden sollen. 

 

6.5 

Besonderheiten bei der Landratswahl: 

Soll eine Person von mehreren Wahlvorschlagsträgern als sich 
gemeinsam bewerbende Person aufgestellt werden, sind folgende 
Verfahrensarten möglich: 

 

6.5.1 

Die sich bewerbende Person wird in einer gemeinsamen Aufstel-
lungsversammlung der Parteien und der Wählergruppen aufgestellt, 
die einen gemeinsamen Wahlvorschlag einreichen. 

 

6.5.2 

Die Parteien und die Wählergruppen stellen eine sich bewerbende 
Person in getrennten Versammlungen auf und reichen getrennte 
Wahlvorschläge ein. Eine von mehreren Versammlungen aufgestellte 
Person muss gegenüber der Wahlleiterin/dem Wahlleiter schriftlich 
erklären, ob sie als sich gemeinsam bewerbende Person auftreten will 

oder, falls diese Möglichkeit beschlossen wurde, ob sie sich nicht auf 
allen Wahlvorschlägen bewerben will. 

 

Niederschrift über die Versammlung 

7.1 

Über die Aufstellungsversammlung ist eine Niederschrift zu ferti-
gen. Aus der Niederschrift muss ersichtlich sein: 

- die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstellungsversammlung, 

- Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung, 

- die Zahl der teilnehmenden Personen, 

- bei einer allgemeinen Delegiertenversammlung die Erklä-
rung, dass die Mehrheit der Delegierten nicht früher als zwei 
Jahre vor dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von den 
Mitgliedern einer Partei oder einer Wählergruppe gewählt 
worden ist, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im 
Landkreis wahlberechtigt waren, 

- der Verlauf der Aufstellungsversammlung, 

- das Wahlverfahren, nach dem die sich bewerbenden Personen 
gewählt wurden, 

- die Ergebnisse der Wahl der sich bewerbenden Personen, ihre 
Reihenfolge und ihre etwaige mehrfache Aufführung, 

- auf welche Weise ausgeschiedene sich bewerbende Personen 
ersetzt werden, sofern die Aufstellungsversammlung Ersatz-
leute aufgestellt hat, 

 

7.2 

Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsversammlung leiten-
den Person und zwei Wahlberechtigten, die an der Versammlung 
teilgenommen haben, zu unterschreiben. Jede wahlberechtigte Person 
darf nur eine Niederschrift unterzeichnen. Auch sich bewerbende 
Personen dürfen die Niederschrift unterzeichnen, wenn sie an der 
Versammlung teilgenommen haben. 

 

7.3 

Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste beigefügt sein, in 
die sich diejenigen Wahlberechtigten mit Namen, Anschrift und Un-
terschrift eingetragen haben, die an der Versammlung teilgenommen 
haben. 

 

7.4 

Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist dem Wahlvor-
schlag beizulegen. 

 

 

Inhalt der Wahlvorschläge 

8.1 

Bei Kreistagswahlen darf jeder Wahlvorschlag höchstens so viele 
sich bewerbende Personen enthalten, wie Kreisräte zu wählen sind.  

In unserem Landkreis darf daher ein Wahlvorschlag höchstens 60 
sich bewerbende Personen enthalten. Wenn sich bewerbende Personen 
im Wahlvorschlag mehrfach aufgeführt werden, verringert sich die 
Zahl der sich bewerbenden Personen entsprechend. 

 

Sich bewerbende Personen dürfen bei Wahlen für ein gleichartiges 
Amt, die am selben Tag stattfinden, nur in einem Wahlkreis aufge-
stellt werden. Sie dürfen bei einer Wahl nur in einem Wahlvorschlag 
benannt werden. Bei Landratswahlen darf jeder Wahlvorschlag nur 
eine sich bewerbende Person enthalten. 

 

8.2 

Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder der Wäh-
lergruppe als Kennwort tragen. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen 
die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen 
tragen. Kurzbezeichnungen, bei denen der Name der Partei oder der 
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Wählergruppe nur durch eine Buchstabenfolge oder in anderer Weise 
ausgedrückt wird, reichen als Kennwort aus. Dem Kennwort ist eine 
weitere Bezeichnung beizufügen, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. 

 

Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort eingereicht, gilt der Na-
me des Wahlvorschlagsträgers als Kennwort, bei einem gemeinsamen 
Wahlvorschlag gelten die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen in der im Wahlvorschlag genannten Reihenfolge 
als Kennwort. Enthalten gemeinsame, aber getrennt eingereichte 

Wahlvorschläge zur Wahl des Landrats kein oder kein gemeinsa-
mes Kennwort, gelten die Kennworte der Wahlvorschläge in alphabe-
tischer Reihenfolge als gemeinsames Kennwort. 

 

8.3 

Organisierte Wählergruppen haben einen Nachweis über die Or-
ganisation vorzulegen, wenn sie als organisiert behandelt werden 
sollen. 

 

8.4 

Jeder Wahlvorschlag soll eine Beauftragte/einen Beauftragten und 
ihre/seine Stellvertretung bezeichnen, die im Landkreis wahlberechtigt 
sein müssen. Fehlt diese Bezeichnung, gilt die erste Unterzeichne-
rin/der erste Unterzeichner als Beauftragte/r, die/der zweite als ih-
re/seine Stellvertretung. Die/Der Beauftragte ist berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung der/des Beauftragten. 

 

8.5 

Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe sämtlicher sich bewerben-
der Personen in erkennbarer Reihenfolge entsprechend der Aufstel-
lung in der Niederschrift über die Aufstellungsversammlung nach 
Familienname, Vorname, Tag der Geburt, Geschlecht, Beruf oder 
Stand und Anschrift enthalten. 

 

8.6 

Angegeben werden können kommunale Ehrenämter und im 
Grundgesetz und in der Verfassung vorgesehene Ämter, falls diese in 
den Stimmzettel aufgenommen werden sollen. Es sind dies insbeson-
dere: Ehrenamtlicher erster, zweiter oder dritter Bürgermeister, Ge-
meinderatsmitglied, stellvertretender Landrat, Kreisrat, Bezirkstags-
präsident, stellvertretender Bezirkstagspräsident, Bezirksrat, Mitglied 
des Europäischen Parlaments, des Bundestags, des Landtags. Dreifach 
aufzuführende sich bewerbende Personen erscheinen auf dem Stimm-
zettel vor den zweifach aufzuführenden und diese vor den übrigen sich 
bewerbenden Personen. 

 

8.7 

Die sich bewerbende Person muss erklären, dass sie der Aufnahme 
ihres Namens in den Wahlvorschlag zustimmt und dass sie bei Wah-
len für ein gleichartiges Amt, die am selben Tag stattfinden, nur in 
einem Wahlkreis aufgestellt wird. Wird eine mehrfache Aufstellung 
festgestellt, hat die sich bewerbende Person dem Wahlleiter nach 
Aufforderung mitzuteilen, welche Bewerbung gelten soll. Unterlässt 
sie diese Mitteilung oder widersprechen sich die Mitteilungen, sind 
die Bewerbungen für ungültig zu erklären. 

 

Die sich bewerbende Person muss außerdem erklären, dass sie 
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. 

 

8.8 

Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Kreistags oder eines Landrats 
muss ferner eine Bescheinigung der Gemeinde, in der die sich bewer-
bende Person ihre Wohnung, die nicht ihre Hauptwohnung sein muss, 
oder ohne eine Wohnung zu haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
über ihre Wählbarkeit enthalten. 

 

Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

 

8.9 

Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Kreistags oder eines Landrats 
muss für die sich bewerbende Person eine Bescheinigung der Ge-
meinde, in der sie ihre Hauptwohnung hat, bei Personen ohne Woh-
nung eine Bescheinigung der letzten Wohnsitzgemeinde, enthalten, 
dass sie nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. Die Gemeinde 
darf diese Bescheinigung nur einmal ausstellen. 

Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

 

8.10 

Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Kreistags oder des Landrats 
muss eine gemeindliche Bescheinigung über das Wahlrecht der Beauf-
tragten und ihrer Stellvertreter sowie die Unterzeichner/innen der 
Wahlvorschläge enthalten. 

 

Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

 

Unterzeichnung der Wahlvorschläge 

Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlberechtigten unter-
schrieben sein, die am Montag, 03. Februar 2020 (41. Tag vor dem 
Wahltag) wahlberechtigt sind. Die Unterzeichnung durch sich bewer-
bende Personen oder Ersatzleute eines Wahlvorschlags 

ist unzulässig. Die Unterschriften auf dem Wahlvorschlag müssen 
eigenhändig geleistet werden. Die Unterzeichner/innen müssen Fami-
lienname, Vorname und Anschrift angeben und im Landkreis wahlbe-
rechtigt sein. Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Die Zurückziehung einzelner Unterschriften, der Ver-
lust 

des Wahlrechts oder der Tod der Unterzeichner/innen des Wahl-
vorschlags berührt die Gültigkeit des Wahlvorschlags nicht. 

 

Unterstützungslisten für Wahlvorschläge 

10.1 

Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlagsträgern müssen nicht 
nur von zehn Wahlberechtigten unterschrieben werden, sondern zu-
sätzlich von mindestens 385 

Wahlberechtigten durch Unterschrift in Listen, die bei der Ge-
meinde/Stadt oder bei der Verwaltungsgemeinschaft aufliegen, unter-
stützt werden. Neue Wahlvorschlagsträger sind Parteien und Wähler-
gruppen, die im Kreistag seit dessen letzter Wahl nicht auf Grund 
eines eigenen Wahlvorschlags ununterbrochen bis zum 90. Tag vor 
dem Wahltag (16. Dezember 2019) vertreten waren; sie benötigen 
allerdings dann keine zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn 
sie bei der letzten Landtagswahl oder bei der letzten Europawahl 
mindestens fünf v.H. der im Land insgesamt abgegebenen gültigen 
Stimmen oder bei der letzten Bundestagswahl mindestens fünf v.H. 
der im Land abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten haben. 
Maßgeblich sind die von der 

Landeswahlleitung früher als drei Monate vor dem Wahltag be-
kannt gemachte Ergebnisse. 

 

Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Un-
terstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger in ihrer 
Gesamtheit im Kreistag seit dessen letzter Wahl auf Grund des glei-
chen gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 90. Tag vor dem Wahltag 
(16. Dezember 2019) vertreten waren oder wenn mindestens einer 

der beteiligten Wahlvorschlagsträger keine zusätzlichen Unter-
stützungsunterschriften benötigt. 

 

10.2 

In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht eintragen: 
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- die in einem Wahlvorschlag aufgeführten sich bewerbenden 
Personen und Ersatzleute, 

- Wahlberechtigte, die sich in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben, 

- Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterzeichnet ha-
ben. 

 

10.3 

Während der Eintragungszeiten ist in dem Gebäude, in dem sich 
der Eintragungsraum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu 
dem Gebäude jede Behinderung oder erhebliche Belästigung der sich 
Eintragenden verboten. 

 

10.4 

Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist wirkungslos. 

 

10.5 

Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, die Eintragungsräu-
me, die Öffnungszeiten und die Ausstellung von Eintragungsscheinen 
an kranke und körperlich behinderte Personen werden von der Ge-
meinde/Stadt gesondert bekannt gemacht. 

 

11. Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im Ganzen ist nur bis zum 
Donnerstag, 23. Januar 2020, 18.00 Uhr (52. Tag vor dem Wahltag) 
zulässig. 

Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im Ganzen be-
schließen die Wahlvorschlagsträger in gleicher Weise wie über die 
Aufstellung der Wahlvorschläge. Die/Der Beauftragte kann durch die 
Aufstellungsversammlung verpflichtet werden, 

unter bestimmten Voraussetzungen den Wahlvorschlag zurückzu-
nehmen. 

 

Eichstätt, 17.12.2019 

Christian S p e t h, Wahlleiter 

 

 

208 Vollzug der Baugesetze; Neubau einer Garage 

Das Landratsamt Eichstätt hat den Bauherrn Thomas Heinrich, 
Vohburger Straße 42, 85104 Pförring Ingolstadt, auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 19/4 der Gemarkung Wackerstein, am 11.12.2019 folgende 
Baugenehmigung (43 BVNr. 1393-2019-B) erteilt: 

 

Neubau einer Garage 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen* Form. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher 
Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden.  

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung eines Vorhabens hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 27.08.1997 BGBl. I Seite 2141 ff). 
Auf Antrag kann das Landratsamt Eichstätt oder das Gericht in der 
Hauptsache die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen.  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  

- * Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig. 

Hinweise: 

Im vorliegenden Fall sind mehr als 20 Beteiligte bzw. beteiligte Nachbarn 

vorhanden. Das Landratsamt Eichstätt macht daher von der Möglichkeit des 

Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayer. Bauordnung  Gebrauch, an Stelle einer Einzelzu-

stellung der Baugenehmigung an jeden Nachbarn/ Beteiligten die Baugeneh-

migung durch öffentliche Bekanntmachung bekanntzugeben. Mit dem Tag der 

Bekanntmachung des verfügenden Teils der Baugenehmigung im Amtsblatt für 

den Landkreis Eichstätt gilt die Zustellung der Baugenehmigung als bewirkt. 

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 

Eichstätt im Dienstleistungszentrum Lenting, 85101 Lenting, Bahnhofstraße 

16, Zimmer 3.032 und beim Markt Pförring, Marktplatz 1, 85104 Pförring 

während der allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen werden. 

 

Landratsamt Eichstätt, 11.12.2019 

W a m s e r 

 

 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 

 

209 Vollzug der Baugesetze: bauaufsichtliches Genehmi-
gungsverfahren; Antragsteller: Meier Invest GmbH & 
Co. KG, Eichstätt; Vorhaben: Neubau eines Hotels, eines 
Restaurants, von Praxis- und Büroflächen und einer 
Tiefgarage; Baugrundstück: Spitalstadt Eichstätt, Bau-
feld H, Franz-Xaver-Platz 1 u.a., Fl.-Nrn. 1867/41, 1721, 
800/2 der Gemarkung Eichstätt 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
Mit Bescheid vom 05.12.2019, Az. T-2019-130, hat die Große Kreis-

stadt Eichstätt das zuvor bezeichnete Vorhaben mit folgendem Ände-

rungsbescheid genehmigt: 

I. Für das im Betreff genannte Vorhaben wird eine Tekturge-

nehmigung unter den nachstehenden Nebenbestimmungen 

erteilt. Der Genehmigung liegen die aktenkundigen Bauvor-

lagen und Beschreibungen zugrunde, insbesondere die mit 

Genehmigungsvermerk versehenen Eingabepläne des Archi-

tekturbüros Dömges Architekten AG, Boelckestr. 38, 93051 

Regensburg, vom 04.09.2019. Nicht mit umfasst von der 

Genehmigung sind die Außenanlagen außerhalb des (künfti-

gen) Hotelgrundstücks wie die Rampenanlage vor der nord-

östlichen Gebäudeecke, mit Ausnahme der Restaurantterras-

se zur Altmühl hin. 

II. Von den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 42 „Spital-

stadt Eichstätt“ mit Stand 08.11.2010 sind Befreiungen er-

teilt 

1. hinsichtlich der Tiefgarage und deren Zufahrt insbes. 

von den textlichen Festsetzungen Ziff. 4.3 und 5.3 so-

wie der Plandarstellung, 

2. von der Überschreitung der zulässigen Grundfläche, 

3. von der zulässigen Gebäudehöhe durch den östlichen 

Gebäudeteil (Richtung Altmühl) zuzüglich eines 

„Technikgeschosses“ und 

4. von rein gewerblicher Nutzung (zugunsten noch eines 

kl. Wohnapartments). 

http://www.vgh.bayern.de/
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5. Nicht erforderlich war die Befreiung von der zulässi-

gen Geschossfläche. 

Darüber hinaus wird im Rahmen der Tektur folgende Be-

freiung zusätzlich erteilt: 

6. Eine Überschreitung der zulässigen Gebäudehöhe 

durch eine gebäude-technische Anlage (Lüftungshut-

ze) auf dem westlichen Gebäudeteil (Richtung Bahn-

hof) im dargestellten Umfang (knapp 2m auf ca. 

15qm) wird zugelassen. 

III. Dieser Bescheid beinhaltet die Erlaubnis nach Art. 6 

DSchG. 

IV. Auf die Teilbaugenehmigungen vom 01.08. und 24.10.2017, 

sowie die anliegende Baugenehmigung vom 14.05.2018 mit 

deren Nebenbestimmungen und Hinweisen wird vollum-

fänglich Bezug genommen. Sie gelten weiterhin fort, soweit 

sie nicht nachfolgend ausdrücklich aufgehoben oder abge-

ändert werden. 

V. Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen. 

VI. [Kostenfestsetzung] 

 

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechtsbehelfsbeleh-

rung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 

Bekanntgabe Klage bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München  

eingereicht werden. Die Klage muss entweder schriftlich, oder zur 

Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Ge-

richts, oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelasse-

nen Form* erhoben werden. Sie muss den Kläger, den Beklagten 

(Große Kreisstadt Eichstätt) und den Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-

gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 

der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beige-

fügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 

die übrigen Beteiligten beigefügt werden.  

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 

390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des 

Baurechts abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen 

diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum 

Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein 

Gebührenvorschuss zu entrichten.  

– Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 

Zulassung eines Vorhabens hat keine aufschiebende Wirkung. 

Auf Antrag kann die erlassende Behörde oder das Gericht in der 

Hauptsache die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise 

anordnen. 

* Die Klageerhebung per einfache E-Mail ist unzulässig und 

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen. Nähere Informationen 

zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen 

Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

 

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheids und die 

dazugehörigen Verfahrensakten können im Bauamt der Großen 

Kreisstadt Eichstätt, Marktplatz 11, 85072 Eichstätt, 2. Stock, 

Zimmer Nr. 207, zu den allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen 

werden (nach Möglichkeit telefonische Ankündigung unter der 

Nummer 08421-6001-192 /-193). Mit dem Tag der Bekanntmachung 

in diesem Amtsblatt gilt die Zustellung der Baugenehmigung an die 

Nachbarn als bewirkt. 

 Eichstätt, den 06.12.2019 

gez. Andreas S t e p p b e r g e r, Oberbürgermeister 

 

 

210 Bekanntmachung über die Aufforderung zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Stadtrats 
und des Oberbürgermeisters in der Stadt Eichstätt im 
Landkreis Eichstätt am Sonntag, 15. März 2020 

1. Durchzuführende Wahl 

am Sonntag, den 15. März 2020, findet die Wahl von 24 Stadt-

ratsmitgliedern und des berufs- 

mäßigen Oberbürgermeisters statt. 

 

2. Wahlvorschlagsträger 

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und von Wähler-

gruppen (Wahlvorschlagsträgern) eingereicht werden. Der 

Begriff der politischen Partei richtet sich nach dem Gesetz 

über die politischen Parteien (Parteiengesetz). Wählergruppen 

sind alle sonstigen Vereinigungen oder Gruppen natürlicher 

Personen, deren Ziel es ist, sich an Gemeindewahlen zu betei-

ligen. Parteien und Wählergruppen, die verboten sind, können 

keine Wahlvorschläge einreichen. 

 

3.  Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

3.1 Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einreichung von Wahl-

vorschlägen aufgefordert. Die Wahlvorschläge können ab 17. 

Dezember 2019, jedoch spätestens am 23. Januar 2020, 18 

Uhr, (52. Tag vor dem Wahltag), der Wahlleiterin/dem Wahl-

leiter zugesandt oder während der allgemeinen Dienststunden 

im Rathaus, Marktplatz 11, Zimmer-Nr. 215, übergeben wer-

den. 

 Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen Wahlvorschlag 

einreichen. 

 

3.2 Werden mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht, findet 

die Wahl 

 - des Gemeinderats/Stadtrats nach den Grundsätzen der Ver-

hältniswahl 

 - des ersten Bürgermeisters/Oberbürgermeisters nach den 

Grundsätzen der Mehrheitswahl 

 mit Bindung an die sich bewerbenden Personen statt.  

 

3.3 Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, 

findet die Wahl 

 - des Gemeinderats/Stadtrats nach den Grundsätzen der Mehr-

heitswahl, 

 - des ersten Bürgermeisters/Oberbürgermeisters nach den 

Grundsätzen der Mehrheitswahl  

 ohne Bindung an sich bewerbende Personen statt. 

 

4.  Wählbarkeit zum Gemeinderats/Stadtratsmitglied 

4.1 Für das Amt eines Gemeinderats/Stadtratsmitglieds ist jede 

Person wählbar, die am Wahltag 

- Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes o-

der Staatsangehörige der übri-  

  gen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ist; 

 - das 18. Lebensjahr vollendet hat; 

 - seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde/Stadt eine 

Wohnung hat, die nicht ihre  

  Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine Wohnung zu ha-

ben sich in der Gemeinde/Stadt 

  gewöhnlich aufhält. Wer die Wählbarkeit infolge Wegzugs 

verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres seit dem Wegzug 

in die Gemeinde/Stadt zurückkehrt, ist mit dem Zuzug wieder 
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wählbar. 

 

4.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach 

Art. 21 Abs. 2 des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes 

(GLKrWG) nicht wählbar ist. 

 

5. Wählbarkeit zum ersten Bürgermeis-

ter/Oberbürgermeister 

5.1 Für das Amt des ersten Bürgermeisters/Oberbürgermeisters ist 

jede Person wählbar, die am Wahltag: 

 - Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist; 

 - das 18. Lebensjahr vollendet hat; 

 - wenn sie sich für die Wahl zum ehrenamtlichen ersten Bür-

germeister/Oberbürgermeister bewirbt, seit mindestens drei 

Monaten in der Gemeinde/Stadt eine Wohnung hat, die nicht 

ihre Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine Wohnung zu 

haben sich in der Gemeinde/Stadt gewöhnlich aufhält. Wer die 

Wählbarkeit infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb 

eines Jahres seit dem Wegzug in die Gemeinde/Stadt zurück-

kehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar. Für die Wahl zum 

berufsmäßigen ersten Bürgermeister/Oberbürgermeister kann 

auch eine Person gewählt werden, die weder eine Wohnung 

noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Gemeinde/Stadt 

hat. 

 

5.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach 

Art. 39 Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar ist. Zum berufsmäßi-

gen ersten Bürgermeister/Oberbürgermeister kann außerdem 

nicht gewählt werden, wer am Tag des Beginns der Amtszeit 

das 67. Lebensjahr vollendet hat.  

 

6. Aufstellungsversammlungen 

6.1 Alle sich bewerbenden Personen werden von einer Partei oder 

einer Wählergruppe in einer Versammlung aufgestellt, die zu 

diesem Zweck für den gesamten Wahlkreis einzuberufen ist. 

  

 Diese Aufstellungsversammlung ist 

 - eine Versammlung der Anhänger einer Partei oder Wähler-

gruppe, 

 - eine besondere Versammlung von Delegierten, die von 

Mitgliedern einer Partei oder Wählergruppe für die bevorste-

hende Aufstellung sich bewerbender Personen gewählt wur-

den oder 

 - eine allgemeine Delegiertenversammlung, die nach der 

Satzung einer Partei oder einer Wählergruppe allgemein für 

bevorstehende Wahlen bestellt wurde. 

 

 Die Mehrheit der Mitglieder einer allgemeinen Delegierten-

versammlung darf nicht früher als zwei Jahre vor dem Monat, 

in dem der Wahltag liegt, von den Mitgliedern einer Partei o-

der einer Wählergruppe gewählt worden sein, die im Zeitpunkt 

der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren. 

 

Die Teilnehmer der Aufstellungsversammlung müssen im 

Zeitpunkt ihres Zusammentritts im Wahlkreis wahlberechtigt 

sein. Die Aufstellungsversammlung darf nicht früher als 15 

Monate vor dem Monat stattfinden, in dem der Wahltag liegt. 

Die sich bewerbenden Personen werden in geheimer Abstim-

mung gewählt. Jede an der Aufstellungsversammlung teil-

nahmeberechtigte und anwesende Person ist hierbei vor-

schlagsberechtigt. Den sich für die Aufstellung bewerbenden 

Personen ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 

Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 

 

6.2 Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens einer sich be-

werbenden Person in den Wahlvorschlag nachrücken, sind in 

gleicher Weise wie sich bewerbende Personen aufzustellen. 

 

6.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemeinsame Wahlvor-

schläge einreichen. Gemeinsame Wahlvorschläge sind in einer 

gemeinsamen Versammlung aufzustellen (bei der Wahl des 

ersten Bürgermeisters/Oberbürgermeisters siehe auch Nr. 6.5). 

Die Einzelheiten vereinbaren die Wahlvorschlagsträger. 

 

6.4 Bei Gemeinderats-/Stadtratswahlen kann die Versammlung 

beschließen, dass sich bewerbende Personen zweimal oder 

dreimal auf dem Stimmzettel aufgeführt werden sollen. 

 

6.5 Besonderheiten bei der Wahl des ersten Bürgermeis-

ters/Oberbürgermeisters: 

 

 Soll eine Person von mehreren Wahlvorschlagsträgern als sich 

gemeinsam bewerbende Person aufgestellt werden, sind fol-

gende Verfahrensarten möglich: 

 

6.5.1 Die sich bewerbende Person wird in einer gemeinsamen Auf-

stellungsversammlung der Parteien und der Wählergruppen 

aufgestellt, die einen gemeinsamen Wahlvorschlag einreichen. 

 

6.5.2 Die Parteien und die Wählergruppen stellen eine sich bewer-

bende Person in getrennten Versammlungen auf und reichen 

getrennte Wahlvorschläge ein. Eine von mehreren Versamm-

lungen aufgestellte Person muss gegenüber der Wahlleite-

rin/dem Wahlleiter schriftlich erklären, ob sie als sich gemein-

sam bewerbende Person auftreten will oder, falls diese Mög-

lichkeit beschlossen wurde, ob sie sich nicht auf allen Wahl-

vorschlägen bewerben will.  

 

7.  Niederschrift über die Versammlung 

7.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine Niederschrift zu 

fertigen. Aus der Niederschrift muss ersichtlich sein: 

 - die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstellungsversammlung, 

 - Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung, 

 - die Zahl der teilnehmenden Personen, 

 - bei einer allgemeinen Delegiertenversammlung die Erklä-

rung, dass die Mehrheit der Delegierten nicht früher als zwei 

Jahre vor dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von den Mit-

gliedern einer Partei oder einer Wählergruppe gewählt worden 

ist, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis 

wahlberechtigt waren. 

 - der Verlauf der Aufstellungsversammlung, 

 - das Wahlverfahren, nach dem die sich bewerbenden Perso-

nen gewählt wurden, 

 - die Ergebnisse der Wahl der sich bewerbenden Personen, 

ihre Reihenfolge und ihre etwaige mehrfache Aufführung, 

 - auf welche Weise ausgeschiedene sich bewerbende Personen 

ersetzt werden, sofern die Aufstellungsversammlung Ersatz-

leute aufgestellt hat. 

 

7.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsversammlung 

leitenden Person und zwei Wahlberechtigten, die an der Ver-

sammlung teilgenommen haben, zu unterschreiben. Jede 

wahlberechtigte Person darf nur eine Niederschrift unterzeich-

nen. Auch sich bewerbende Personen dürfen die Niederschrift 

unterzeichnen, wenn sie an der Versammlung teilgenommen 

haben.  

 

7.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste beigefügt sein, 

in die sich diejenigen Wahlberechtigen mit Namen, Anschrift 

und Unterschrift eingetragen haben, die an der Versammlung 

teilgenommen haben. 

 

7.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist dem Wahlvor-

schlag beizulegen.  
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8.  Inhalt der Wahlvorschläge 

8.1 Bei Gemeinderats-/Stadtratswahlen darf jeder Wahlvorschlag 

höchstens so viele sich bewerbende Personen enthalten, wie 

Gemeinderats-/Stadtratsmitglieder zu wählen sind. In Ge-

meinden /Städten bis zu 3.000 Einwohnern kann die Zahl der 

sich bewerbenden Personen im Wahlvorschlag bis auf das 

Doppelte der zu wählenden Gemeinderats/Stadtratsmitglieder 

erhöht werden. 

 

 In unserer Gemeinde/Stadt darf daher ein Wahlvorschlag 

höchstens 24 sich bewerbende Personen enthalten. Wenn sich 

bewerbende Personen im Wahlvorschlag mehrfach aufgeführt 

werden, verringert sich die Zahl der sich bewerbenden Perso-

nen entsprechend.  

 

 Sich bewerbende Personen dürfen bei Wahlen für ein gleichar-

tiges Amt, die am selben Tag stattfinden, nur in einem Wahl-

kreis aufgestellt werden. Sie dürfen bei einer Wahl nur in ei-

nem Wahlvorschlag benannt werden. Bei der Wahl des ersten 

Bürgermeisters/Oberbürgermeisters darf jeder Wahlvorschlag 

nur eine sich bewerbende Person enthalten. 

 

8.2 Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder der 

Wählergruppe als Kennwort tragen. Gemeinsame Wahlvor-

schläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Partei-

en oder Wählergruppen tragen. Kurzbezeichnungen, bei denen 

der Name der Partei oder Wählergruppe nur durch eine Buch-

stabenfolge oder in anderer Weise ausgedrückt wird, reichen 

als Kennwort aus. Dem Kennwort ist eine weitere Bezeich-

nung beizufügen, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der 

Wahlvorschläge erforderlich ist.  

 

 Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort eingereicht, gilt der 

Name des Wahlvorschlagsträgers als Kennwort, bei einem 

gemeinsamen Wahlvorschlag gelten die Namen sämtlicher da-

ran beteiligter Parteien oder Wählergruppen in der im Wahl-

vorschlag genannten Reihenfolge als Kennwort. Enthalten 

gemeinsame, aber getrennt eingereichte Wahlvorschläge zur 

Wahl des ersten Bürgermeisters/Oberbürgermeisters kein oder 

kein gemeinsames Kennwort, gelten die Kennworte der Wahl-

vorschläge in alphabetischer Reihenfolge als gemeinsames 

Kennwort. 

 

8.3 Organisierte Wählergruppen haben einen Nachweis über die 

Organisation vorzulegen, wenn sie als organisiert behandelt 

werden sollen. 

 

8.4 Jeder Wahlvorschlag soll eine Beauftragte/einen Beauftragten 

und ihre/seine Stellvertretung bezeichnen, die in der Gemein-

de/Stadt wahlberechtigt sein müssen. Fehlt diese Bezeichnung, 

gilt die erste Unterzeichnerin/der erste Unterzeichner als Be-

auftragte/r, die/der zweite als ihre/seine Stellvertretung. 

Die/Der Beauftragte ist berechtigt, verbindliche Erklärungen 

zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 

Zweifelsfall gilt die Erklärung der/des Beauftragten. 

 

8.5 Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe sämtlicher sich bewer-

bender Personen in erkennbarer Reihenfolge entsprechend der 

Aufstellung in der Niederschrift über die Aufstellungsver-

sammlung nach Familienname, Vorname, Tag der Geburt, Ge-

schlecht, Beruf oder Stand und Anschrift enthalten.  

 

8.6 Angegeben werden können kommunale Ehrenämter und im 

Grundgesetz und in der Verfassung vorgesehene Ämter, falls 

diese in den Stimmzettel aufgenommen werden sollen. Es sind 

dies insbesondere: Ehrenamtlicher erster, zweiter oder dritter 

Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, stellvertretender Land-

rat, Kreisrat, Bezirkstagspräsident, stellvertretender Bezirks-

tagspräsident, Bezirksrat, Mitglied des Europäischen Parla-

ments, des Bundestags, des Landtags.  

 Dreifach aufzuführende sich bewerbende Personen erscheinen 

auf dem Stimmzettel vor den zweifach aufzuführenden und 

diese vor den übrigen sich bewerbenden Personen. 

 

8.7 Die sich bewerbende Person muss erklären, dass sie bei der 

Aufnahme ihres Namens in den Wahlvorschlag zustimmt und 

dass sie bei Wahlen für ein gleichartiges Amt, die am selben 

Tag stattfinden, nur in einem Wahlkreis aufgestellt wird. Wird 

eine mehrfache Aufstellung festgestellt, hat die sich bewer-

bende Person dem Wahlleiter nach Aufforderung mitzuteilen, 

welche Bewerbung gelten soll. Unterlässt sie diese Mitteilung 

oder widersprechen sich die Mitteilungen, sind die Bewerbun-

gen für ungültig zu erklären. 

 

 Die sich bewerbende Person muss außerdem erklären, dass sie 

nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. 

 

8.8 Ein Wahlvorschlag zur Wahl eines berufsmäßigen ersten 

Bürgermeisters/Oberbürgermeisters muss ferner, wenn die 

sich bewerbende Person im Wahlkreis weder eine Wohnung 

noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, eine Bescheinigung 

der Gemeinde/Stadt, in der die sich bewerbende Person ihre 

Wohnung, die nicht ihre Hauptwohnung sein muss, oder ohne 

eine Wohnung zu haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, 

über ihre Wählbarkeit enthalten. 

 

 Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

 

8.9 Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Gemeinderats/Stadtrats oder 

des ersten Bürgermeisters/Oberbürgermeisters muss, wenn 

sich die Person nicht in der Gemeinde/Stadt bewerben will, in 

der sie ihre alleinige Wohnung oder ihre Hauptwohnung hat, 

eine Bescheinigung dieser Gemeinde/Stadt, bei Personen ohne 

Wohnung der letzten Wohnsitzgemeinde, enthalten, dass sie 

nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. Die Gemein-

de/Stadt darf diese Bescheinigung nur einmal ausstellen. 

 

 Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

 

9.  Unterzeichnung der Wahlvorschläge 

 Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlberechtigten unter-

schrieben sein, die am 03. Februar 2020 (41. Tag vor dem 

Wahltag) wahlberechtigt sind. Die Unterzeichnung durch sich 

bewerbende Personen oder Ersatzleute eines Wahlvorschlags 

ist unzulässig. Die Unterschriften auf dem Wahlvorschlag 

müssen eigenhändig geleistet werden. Die Unterzeich-

ner/innen müssen Familienname, Vorname und Anschrift an-

geben und in der Gemeinde/Stadt wahlberechtigt sein. Jeder 

Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. 

Die Zurückziehung einzelner Unterschiften, der Verlust des 

Wahlrechts oder der Tod der Unterzeichner/innen des Wahl-

vorschlags berührt die Gültigkeit des Wahlvorschlags nicht.  

 

10. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge 

10.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlagsträgern müssen 

nicht nur von zehn Wahlberechtigten unterschrieben werden, 

sondern zusätzlich von mindestens 180 Wahlberechtigten 

durch Unterschrift in Listen, die bei der Gemeinde/Stadt oder 

bei der Verwaltungsgemeinschaft aufliegen, unterstützt wer-

den. Neue Wahlvorschlagsträger sind Parteien und Wähler-

gruppen, die im Gemeinderat/Stadtrat seit dessen letzter Wahl 

nicht auf Grund eines eigenen Wahlvorschlags ununterbro-

chen bis zum 90. Tag vor dem Wahltag (16. Dezember 2019) 

vertreten waren; sie benötigen allerdings dann keine zusätzli-

chen Unterstützungsunterschriften, wenn sie bei der letzten 
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Landtagswahl oder bei der letzten Europawahl mindestens 

fünf v.H. der im Land insgesamt abgegebenen gültigen Stim-

men oder bei der letzten Bundestagswahl mindestens fünf v.H. 

der im Land abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten ha-

ben. Maßgeblich sind die von der Landeswahlleitung früher 

als drei Monate vor dem Wahltag bekannt gemachten Ergeb-

nisse.  

 

 Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 

Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlags-

träger in der Gesamtheit im Gemeinderat/Stadtrat seit dessen 

letzter Wahl auf Grund des gleichen gemeinsamen Wahlvor-

schlags bis zum 90. Tag vor dem Wahltag (16. Dezember 

2019) vertreten waren oder wenn mindestens einer der betei-

ligten Wahlvorschlagsträger keine zusätzlichen Unterstüt-

zungsunterschriften benötigt.  

 

10.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht eintragen: 

 

 - die in einem Wahlvorschlag aufgeführten sich bewerbenden 

Personen und Ersatzleute, 

 - Wahlberechtigte, die sich in eine andere Unterstützungsliste 

eingetragen haben, 

 - Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterzeichnet 

haben. 

 

10.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem Gebäude, in dem 

sich der Eintragungsraum befindet, sowie unmittelbar vor dem 

Zugang zu dem Gebäude jede Behinderung oder erhebliche 

Belästigung der sich Eintragenden verboten. 

 

10.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist wirkungslos. 

 

10.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, die Eintragungs-

räume, die Öffnungszeiten und die Ausstellung von Eintra-

gungsscheinen an kranke und körperlich behinderte Personen 

werden von der Gemeinde/Stadt gesondert bekannt gemacht. 

 

11. Zurückname von Wahlvorschlägen 

 

 Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im Ganzen ist nur bis 

zum 23. Januar 2020, 18 Uhr (52. Tag vor dem Wahltag) zu-

lässig. Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im Gan-

zen beschließen die Wahlvorschlagsträger in gleicher Weise 

wie über die Aufstellung der Wahlvorschläge. Die/Der Beauf-

tragte kann durch die Aufstellungsversammlung verpflichtet 

werden, unter bestimmten Voraussetzungen den Wahlvor-

schlag zurücknehmen. 

 

Eichstätt, 16.12.2019 

Andreas S p r e n g, Wahlleiter 

 

 
211 Bekanntmachung über die Eintragungsmöglichkeiten in 

Unterstützungslisten 

für die Wahl des 

Stadtrats  

Oberbürgermeisters 

Kreistags 

Landrats 

am Sonntag, 15. März 2020 

 

1. Falls Wahlvorschläge zusätzliche Unterstützungsunterschriften 

benötigen, können sich die Wahlberechtigten ab dem Tag nach der 

Einreichung des Wahlvorschlags, jedoch spätestens  

 

 bis Montag, dem 03. Februar 2020 (41. Tag vor dem Wahltag), 

12 Uhr, mit Familienname, Vorname und Anschrift in eine Unter-

stützungsliste eintragen. 

 

2. Es bestehen folgende Eintragungsmöglichkeiten: 

 

Anschrift des 

Eintragungs-

raums 

Eintragungszeiten 

barrie-

refrei 

ja / 

nein 

Rathaus 

Eichstätt  

Marktplatz 

11, 85072 

Eichstätt, 

Erdgeschoss, 

Zimmer-Nr. 

001, Ein-

wohnermel-

deamt 

Montag bis Freitag 

von 7.45 Uhr bis 12.00 Uhr 

 

Montag bis Donnerstag 

von 12.30 Uhr bis 16.30 Uhr 

 

Freitag  

von 12.30 Uhr bis 14.00 Uhr 

 

Donnerstag, 30. Januar 2020 

bis 20.00 Uhr 

 

Samstag, 1. Februar 2020  

von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 

nein 

 

3. Wenn mehrere Eintragungsräume eingerichtet sind, können sich 

die Wahlberechtigten in jedem Eintragungsraum in der Gemeinde 

oder am Sitz der Verwaltungsgemeinschaft eintragen. 

 

4. Die Unterschrift muss eigenhändig geleistet werden. Wer glaub-

haft macht, wegen Krankheit oder körperlicher Behinderung nicht 

oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage zu sein, 

einen Eintragungsraum aufzusuchen, erhält auf Antrag einen Ein-

tragungsschein. Auf dem Eintragungsschein ist an Eides statt zu 

versichern, dass diese Voraussetzungen für die Erteilung vorlie-

gen. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 

dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre 

Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine 

Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie 

vorzunehmen. Der Eintragungsschein ist bei der Eintragung abzu-

geben. Eintragungsscheine können schriftlich oder mündlich 

(nicht telefonisch) bei der Gemeinde oder der Verwaltungsge-

meinschaft beantragt werden. Die Eintragung kann nicht brieflich 

erklärt werden. 

 

5. Personen, die sich eintragen wollen, müssen ihren Personalaus-

weis, ausländische Unionsbürgerinnen/Unionsbürger ihren Identi-

tätsausweis, oder ihren Reisepass vorlegen. 

 

Eichstätt, 09.12.2019 

gez.Andreas S p r e n g, Wahlleiter 

 

 

 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 

 
212 Aufgebot von Sparkassenbüchern und sonstigen Spa-

rurkunden 

Gemäß Art. 35 und 36 AGBGB wird hiermit auf Antrag der nach-
stehend aufgeführten Antragsteller der Inhaber des/der jeweiligen 
Sparkassenbuches/Sparurkunde aufgefordert, seine Rechte unter 
Vorlegung der Urkunde binnen drei Monaten bei der Sparkasse In-
golstadt  Eichstätt  anzumelden. Wird die Urkunde innerhalb dieser 
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Frist nicht vorgelegt, so wird das jeweilige Sparkassenbuch/die jewei-
lige Sparurkunde durch Beschluss des Vorstandes für kraftlos erklärt. 

 

Antragsteller: Anna Rieder 

Urkundennummer: 3120514504 

 

Ingolstadt, 05.12.2019 

Sparkasse Ingolstadt Eichstätt 

Reinhard D i r r, Vorstandsmitglied 

 


